
 

  

Internationaler Ausgleich: 
Das Kriterium der Zusätzlichkeit muss stimmen 

Als Folge der unzureichenden Klimapolitik der letzten Jahrzehnte wird Deutschland – sollten sich die 
Emissionen weiterhin so entwickeln wie in den letzten fünf Jahren – sein nationales Restbudget, 
spätestens 2025 aufgebraucht haben. Das sogenannte Restbudget ist die Menge an Treibhausgasen, 
die in Deutschland noch ausgestoßen werden dürfen, um die 1,5-Grad-Grenze mit einer 67-
prozentigen Wahrscheinlichkeit nicht zu überschreiten.  
 
GermanZero geht von den Berechnungen des Weltklimarats (IPCC) aus. Der IPCC hat ab 2016 ein 
globales Restbudget vorgelegt, aus dem der Sachverständigenrat für Umweltfragen, ausgehend von 
einer gleichmäßigen globalen Pro-Kopfverteilung, ein nationales Restbudget ermittelt hat. Unter 
Berücksichtigung der wichtigsten Treibhausgase (CO2, aber auch Methan, Lachgas und FCKW) ergibt 
sich daraus ab dem 01.01.2022 ein Restbudget von 3,03 Gt CO2-Äquivalenten (CO2-e) für 
Deutschland. Zum Vergleich: 2019 wurden in Deutschland 0,8 Gt Treibhausgase ausgestoßen.  
 
Die Zeit wird also knapp - selbst mit der Umsetzung der Maßnahmen des 1,5-Grad-Gesetzespakets 
lässt sich das deutsche Restbudget allenfalls bis 2027 strecken. Wenn die kommende 
Bundesregierung das Restbudget zur Einhaltung der 1,5-Grad-Grenze ernstnimmt, muss Deutschland 
also die Emissionen, die über das nationale Restbudget hinausgehen, z.B. im Rahmen von 
Emissionsmärkten oder bilateralen Klimapartnerschaften im Ausland ausgleichen. 
 
Bislang aber hat sich keine der großen Parteien mit diesem Thema beschäftigt. Bündnis 90/ Die 
Grünen sind die einzige Partei, die überhaupt ein Restbudget angibt und in diesem Zusammenhang 
auch eine Stärkung von "Klima- und Entwicklungspartnerschaften im Sinne des globalen 
Budgetansatzes" fordert. Wie dies gelingen soll, bleibt jedoch völlig offen.  
 
Im 1,5-Grad-Gesetzespaket benennt GermanZero Maßnahmen, wie der internationale Ausgleich 
geschehen könnte. Neben der Minderung von CO2 geht es dabei auch um die Quellen anderer 
Treibhausgase. Dazu zählen vor allem Methanemissionen, da diese für 35 Prozent der globalen CO2e-
Emissionen verantwortlich sind und durch vergleichsweise kostengünstige Maßnahmen (im Bereich 
der Öl- und Gasförderung sowie der Landwirtschaft und der Abfallwirtschaft) reduziert werden 
könnten. 
 
Auf keinen Fall darf die Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen im Ausland dazu führen, dass 
Maßnahmen zur Emissionsminderung im Inland verschleppt werden. Die Reduktion des 
Treibhausgasausstoßes im Inland muss das primäre Ziel der nationalen Klimaschutzbemühungen 
bleiben. Aus diesem Grund sieht das 1,5-Grad-Gesetzespaket sektorenspezifische Maßnahmen und 
eine Verankerung sanktionsbewehrter jährlicher Emissionsobergrenzen für die einzelnen Bereiche im 
Klimaschutzgesetz vor. Dadurch wird die Menge der im Ausland auszugleichenden Emissionen 
indirekt gedeckelt. 
Wichtige Maßnahmen im 1,5-Grad-Gesetzespaket 

• Verfassungsrechtliche Verankerung des Emissionsausgleichs: Bislang gibt es keine 
(Selbst-)Verpflichtung zur Kompensation der Treibhausgasemissionen, die über das 
nationale Restbudget hinausgehen. Auch das Pariser Klimaabkommen verpflichtet die 
Staaten lediglich, ambitionierte Emissionsminderungsziele festzulegen, sieht aber keine 
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Durchsetzungsmechanismen vor. Um Deutschlands internationaler Verantwortung 
gerecht zu werden, sollte eine entspreche Passage im Grundgesetz verankert werden.  

• Stärkung bilateraler Partnerschaften: Artikel 6.2 des Pariser Klimaabkommens bietet 
bereits jetzt die Möglichkeit, bilaterale Partnerschaftsabkommen zum Transfer von 
Emissionsreduktionen einzugehen. So hat z.B. Japan im Jahr 2013 das erste bilaterale 
Abkommen mit der Mongolei abgeschlossen und seither weitere 16 Partnerschaften 
aufgebaut. In derartigen bilaterale Verträge müssen Mechanismen implementiert 
werden, um die Selbstbestimmung der Partnerstaaten sowie die Partizipation der 
Lokalbevölkerung vor Ort zu gewährleisten.  

• Etablierung globaler Emissionsmärkte: Internationale Emissionsmärkte geben Staaten 
unabhängig von Partnerschaften die Möglichkeit, Zertifikate für Maßnahmen zur 
Emissionsminderung zu kaufen bzw. zu verkaufen. Ein Beispiel dafür ist das REDD+-
Programm: Auf der Angebotsseite bildet es die Ebene von Regenwaldnationen wie 
Papua Neu Guinea ab, die zusätzlich zu ihren im Rahmen des Pariser Klimaabkommens 
definierten nationalen Zielen große Emissionsminderungen umsetzen. Nachfrageseitig 
richtet sich REDD+ an Staaten, die zusätzliche CO2-Minderungen anstreben. 
Grundsätzlich sollte sich Deutschland dafür einsetzen, dass das Monitoringsystem sowie 
die Bilanzierungsregeln des REDD+-Programms verbessert werden, um Doppelzählungen 
zu vermeiden. 

• Internationale Klimafinanzierung: Zahlungen für Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen sollten von Deutschland getätigt werden, um 
Verantwortung für die historischen Emissionen zu tragen. Obwohl Deutschland nur 
einen Anteil von 1,1 Prozent an der Weltbevölkerung hat, wurden hierzulande historisch 
kumuliert 7 Prozent der Treibhausgasemissionen weltweit ausgestoßen. Diese 
Zahlungen erfolgen bereits in einem Umfang von 4,3 Mrd. EUR jährlich, realistisch 
gerechnet müssten sich diese jedoch auf 8 Mrd. EUR belaufen. Mit diesem Geld sollen 
vor allem die vulnerabelsten Staaten bei der Anpassung an den Klimawandel und bei der 
Emissionsreduktion unterstützt werden.   

• Qualitätssicherung der Maßnahmen: Mit dem Pariser Abkommen haben sich alle 
Vertragsstaaten zur Festlegung von Klimazielen verpflichtet. Allerdings besteht das 
Risiko, dass dieselbe Emissionsreduktion an das Klimaziel mehrerer Staaten angerechnet 
wird. Um das zu vermeiden, sollte Deutschland sich eine Emissionsreduktion nur 
anrechnen, wenn Verkäuferstaaten eine klare Bilanzierung der Treibhausgase für den 
entsprechenden Sektor haben bzw. sich zum Aufbau verpflichten und eine 
Doppelzählung ausgeschlossen werden kann.  

• Standards für private Klimakompensation: Deutschland muss sich auf europäischer 
Ebene dafür einsetzen, dass private Kompensationszertifikate einem 
Qualitätsmindeststandard entsprechen müssen. Das schützt Verbraucher:innen vor 
Fehlkäufen. Demselben Standard müssen auch Kompensationszahlungen von 
Unternehmen entsprechen, wenn diese mit der Kompensation von Emissionen eines 
Produktes werben möchten. Außerdem soll die Ausweisung des ökologischen 
Fußabdrucks eines Produkts nicht durch Kompensation reduziert werden können, da es 
vorrangig darum geht, Anreize zur Emissionsreduktion zu setzen. 
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